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Betreff Neuregelung der Rundfunkfinanzierung

Sehr geehrte Damen und Herren,

am 15.12. soll mit der Unterschrift der Ministerpräsidenten die bisher geräteabhängige Rundfunkgebühr auf 
eine „Haushalts- und Betriebsstättenabgabe“ umgestellt werden.

Dass trotz der geplanten Einführung einer allgemeinen Haushaltsabgabe weiterhin zusätzliche 
Finanzierungsquellen (Behörden, Hotels, Schulen, Unternehmen, Fahrzeuge,...) herangezogen werden 
sollen, entbehrt jeder Logik. Mit einer Haushaltsabgabe ist zwangsweise jeder Bundesbürger an der 
„Gesamtveranstaltung Rundfunk“ beteiligt. Die Aussage der Politik, man wolle mit dem neuen Modell wie 
bisher die Wirtschaft an der Rundfunkfinanzierung beteiligen, ist eine bewusste Täuschung der Wähler. Denn 
selbstverständlich werden die z.T. erheblichen Mehrkosten der Unternehmen auf Kunden umgelegt, oder 
müssen durch Einsparungen, z.B. bei den Löhnen, erwirtschaftet werden. Die Abgabe steigt drastisch, das 
wird lediglich durch eine plumpe Verlagerung in die Privatwirtschaft verschleiert.

Besonders perfide ist die vorgesehene Ausweitung der Abgabenpflicht für KFZ. Diese sind demnächst – wie 
ein Haushalt – grundsätzlich als abgabepflichtig angesehen, unabhängig davon, ob ein Rundfunkempfänger 
eingebaut ist oder nicht. Dabei werden die Regeln für eine Gebührenpflicht so großzügig gefasst, dass viele 
Menschen neben der Haushaltsabgabe und den Abgaben, die sie am Arbeitsplatz erwirtschaften müssen, für 
das bisher private Fahrzeug Gebühren entrichten müssen: Der Trainer des Jugendfußballclubs genauso wie 
der ehrenamtliche Mitarbeiter einer Tafel, der mit seinem PKW Lebensmittel einsammelt.

Korrekterweise müssten das Reformvorhaben deshalb „Haushalts-, Betriebsstätten- und KFZ-Abgabe“ 
heißen.

Die vorgesehene Gebührenpflicht selbst für gemeinnützige Vereine birgt besonderen sozialen Sprengstoff. 
Wer den Staat mit seiner privaten Initiative zu Gunsten der Allgemeinheit entlastet, muss zukünftig dafür 
Rundfunkgebühren bezahlen. Das wird zwangsläufig viele Menschen veranlassen, ihr soziales Engagement 
einzustellen.

Der öffentlich-rechtliche Rundfunk wurde ursprünglich geschaffen, um eine soziale und informelle Freiheit der 
Bürger sicherzustellen. Mit der neuen Reform führt er zu einer Knebelung der Menschen aus reinem 
Selbstzweck.

Sollten Sie an Ihrem Plan festhalten, werde ich mit allen mir zur Verfügung stehenden Mitteln gegen dieses 
Machwerk vorgehen, beginnend mit meiner Stimme bei der nächsten Wahl.

Mit freundlichen Grüßen

Harald Simon

PS: Dieses Schreiben wird auf www.pc-gebuehr.de veröffentlicht.
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